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K7S. Nachtrag
zu dem Statute für den Deichverband: Neue Deichschau

Reeserward vom 23. August 1899.Wir Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Preußen ?c,, verordnen

aus Grnnd des Gesetzes über das Deichwesen vom

28. Januar 1848 (Gesetzsammlung S. 54) nach An¬
hörung der Beteiligten, was folgt:

Artikel 1.

Die Besitzer der in der Gemeinde Reeserward gelegenen
Grundstücke, welche im Vorlande des Reeserward'schen

Deiches liegen, ohne Verwaltung bei einem Rheinwasser¬

stande von 5,3 Meter am Reeser Pegel der Über¬

schwemmung unterliegen würden und auf der zu diesem

Nachtrag gehörigen Übersichtskarte des Oberdeichinspektors
Gras zu Düsseldorf vom 10. Juli 1907 mit einem roten

Farbtone angelegt sind, werden in den Deichverband
„Neue Deichschau Reeserward" aufgenommen.

Artikel 2.

Die Aufgaben des Deichverbandes werden dahin

erweitert, daß er unter Zugrundelegung des vom Ober-

deichinspektor unterm 10. Juli 1907 aufgestellten Ent¬

wurfs den im Vorlande gelegenen Sommerdeich aus¬

zubauen, zu beaufsichtigen und zu unterhalten hat.
Artikel 3.

Die Kosten für den Ausbau und die Unterhaltung

des Deiches werden von den im Artikel 1 genannten

Besitzern und zwar gleichmäßig nach der Größe des

Flächeninhalts der zum Deichverbande gehörigen Grund¬

stücke getragen. Die Kosten für die Beaufsichtigung des
Deiches und die Verwaltung des Polderteils übernehmen

die bisherigen Mitglieder der neuen DeichschauReeserward.
Artikel 4.

Für den neu hinzuziehenden Polderteil soll ein Deich¬

kataster aufgestellt werden, in welches die Grundstücke

nach ihrer Größe und Beitragspflicht eingetragen werden.

Das aufgestellte Kataster ist während einer vierzehn¬

tägigen in ortsüblicher Weise bekannt zu machenden Frist

zur Einsicht der Beteiligten offen zu legen, welche ihre

Beschwerde dagegen innerhalb einer vierwöchigen Aus¬

schließungsfrist nach beendeter Offenlegung bei dem

Landratsamte zu Wesel einzubringen haben.

Die Beschwerden werden unter Zuziehung des Be¬

schwerdeführers und eines Mitgliedes des Deichstnhls

durch einen von dem Regierungs-Präsidenten zu Düsseldorf

zu ernennenden Sachverständigen örtlich geprüft und
von dem Regierungs-Präsidenten entschieden.

Gegen diese Entscheidung findet binnen einer vier¬

wöchigen Ausschließungsfrist, von der Bekanntmachung
der Entscheidung an gerechnet, die Berufung an den

Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten statt.

Nach Ablauf dieser Frist und nach Erledigung der

eingegangenen Beschwerden gilt das Deichkataster als

festgestellt.
Das Deichkataster kann von Zeit zu Zeit einer Nach¬

prüfung unterzogen werden, wobei das vorbezeichnete

Verfahren jedesmal von neuem Platz greift.
Artikel 5.

Unwesentliche Abänderungen des Entwurfs, deren

Notwendigkeit sich bei seiner Ausführung herausstellt,
können durch das Deichamt unter Genehmigung der

Aufsichtsbehörde beschlossen werden.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unter¬

schrift und beigedrucktem Königlichen Jnsiegel.

Gegeben Donaueschingen, den 8. Mai 1908.
(I.. 3.)

gez. Wilhelm N.

ggez. zugleich für den Minister der öffentlichen Arbeiten:
Zu I. H. 2591. Beseler. vonArnim.
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682. Zur Verhütung von Beschädigungen eines in

der Nähe des Kaiser-Denkmals am linken Rheinufer bei

Coblenz, Stromstation Km 90,i, vorhandenen Kanal¬

auslaßrohres ist es verboten, 30 m oberhalb und 15 m

unterhalb der durch eine Warnungstafel mit ent¬

sprechender Aufschrift örtlich näher bezeichneten Stelle in

einem Abstände von 50 m vom linken Ufer entfernt zu
ankern oder Anker zu schleppen.

Zuwiderhandlungen werden gemäß Z 46 der Rhein-

schiffahrts-Polizeiordnnng bestraft.

Coblenz, den 23. Mai 1908. Lt. L. b. k. 3619Z. Ang.

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz.

Chef der Rheinstrombauverwaltung. I. A.: Mo mm,
68S. Polizei-Berordnung.

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und

Ordnung, sowie zur Abwendung von Gefahr auf dem

Rheine wird hiermit auf Grund des Z 138 des Ge¬

setzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30.

Juli 1883 (Ges. S. S. 195) sowie der Allerhöchsten

Verordnung vom 12. Dezember 1888 und der zur Aus

führnng der letzteren erlassenen Verfügung der König¬

lichen Minister der öffentlichen Arbeiten für Landwirt

schast, Domänen und Forsten, für Handel und Gewerbe

vom 22. Januar 1889 (Ministerialblatt für die innere

Verwaltung von 1889 S. 22) folgende Polizei-Verord¬

nung erlassen:
s 1-

Am 18. Juni d. I. ist die Durchfahrt von Schiffen

und Fahrzeugen durch die Mülheimer Schiffbrücke

während der Feier der sogenannten Mülheimer Gottes¬

tracht in der Zeit von 11 Uhr vormittags bis 1 Uhr

nachmittags verboten. s 2.
Zuwiderhandelnde werden mit Geldstrafe bis zu 60

Mark und im Falle des Unvermögens mit entsprechender

Haft bestraft.

Coblenz, den 1. Juni 1908. Lt. «. k. k. 4238.
Der Ober-Präsident der Rheinprovinz.

I. V.: von Hagen.

684. Landespolizeiliche Anordnung.

Mit Genehmigung des Herrn Ministers für Land¬

wirtschaft, Domänen und Forsten vom 21. Mai 1908

— Nr. I. Ills. 3851 — hebe ich hiermit meine

landespolizeiliche Anordnung vom 8. April 1908 — I.

1399, betreffend Einfuhrverbot für Heu und Stroh aus

Holland wieder auf.

Diese Anordnung tritt mit dem 1. Juni d. Js. in
Kraft.

Düsseldorf, den 26. Mai 1908. I. ?, 2767.

Der Regierungs-Präfident. I, V.: Koenigs.
S8S. Beschluß

Der Königlichen Eisenbahn-Direktion in Esten-Ruhr

wird auf Grund des Z 5 des Enteignungsgesetzes vom

11. Juni 1874 die Genehmigung zur Vornahme von
Vorarbeiten für eine Verbindungsbahn von Borbeck

über Frintrop nach Bottrop erteilt. Für den Regierungs¬

bezirk Düsseldorf kommt nur die Gemeinde Borbeck in
Betracht.

Die betreffenden Grundbesitzer und Pächter werden

hiermit aufgefordert, den mit der Dnrchführnng der



Vorarbeiten betrauten Personen das Betreten der Grund¬

stücke zu gestatten. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen,
daß das eigenmächtige Entfernen der von dem Ver¬

messungspersonal gesetzten Pfähle, Signale pp. auf Grund

des Feld- und Forstpolizeigesetzes mit Geldstrafe ge¬
ahndet wird. Zum Betreten von Gebäuden und ein¬

gefriedigten Hof- oder Gartenräumen bedarf es, inso¬
weit dazu der Grundbesitzer seine Einwilligung nicht
ausdrücklich erteilt, in jedem einzelnen Falle einer be¬

sonderen Erlaubnis der Ortspolizeibehörde, welche die

Besitzer zu benachrichtigen und zur Offenstellung der
Räume zu veranlassen hat.

Düsseldorf, den 1. Juni 1908. II V. 548/03.

Namens des Bezirksausschusses, II. Abteilung.

Der Vorsitzende: I. V. Hilbert.
68tt. Von Ladeninhabern der offenen Verkaufsstellen

der Uhrmacher, Gold- und Silberwarengeschäfte in

Düsseldorf ist der Antrag gestellt worden, an allen

Wochentagen den Achtuhrladenschluß einzuführen. Zur
Feststellung der nach Z 139 k. R. G. O. erforderlichen

Zahl von zwei Dritteln der beteiligten Geschäftsinhaber

habe ich in Gemäßheit des Z 1 der Bekanntmachung

vom 25. Januar 1902, betr. das Verfahren bei An¬

trägen auf Verlängerung der Ladenschlußzeit (R. G.

Bl. S. 38), den Herrn Oberbürgermeister in Düsseldorf
zum Kommissar bestellt.

Düsseldorf, den 22. Mai 1908. I. ?. 2992.

Der Regierungs-Präsident.

V87. Der dem Händler August Elbers zu Kettwig
v. d. Br. von dem Bezirks-Ausschusse Hierselbst unter

Nr. 4672 für das Jahr 1908 erteilte, zum Handel mit

Lumpen, Knochen und altem Eisen berechtigende Wander¬

gewerbeschein ist dem Genannten abhanden gekommen.

Der Gewerbeschein wird daher hiermit für ungültig
erklärt.

Düsseldorf, den 21. Mai 1903.

Der Vorsitzende des Bezirks-Ausschusses II. Abteilung.

K88. Der dem Schiffsschaukelbesitzer Hermann Schmal¬

haus zu Sterkrade von dem Bezirks-Ausschusse Hier¬
selbst unter Nr. 892 für das Jahr 1908 erteilte Wander¬

gewerbeschein ist demselben abhanden gekommen.

Der Gewerbeschein wird daher hiermit für ungültig
erklärt.

Düsseldorf, den 22. Mai 1903.

Der Vorsitzende des Bezirks-Ausschusses, II. Abteilung.

689. Der Provinzialrat der Rheinprovinz hat der
Gemeinde Hamborn die Aufhebung des am ersten Sonn¬

tag im Mai anstehenden Krammarktes vom Jahre 1909
ab genehmigt.

Düsseldorf, den 22. Mai 1908. 1.1?. 3115.

Der Regierungs-Präsident.

L9V. Mit Genehmigung des Herrn Ober-Präsidenten

der Rheinprovinz soll in der Stadt Essen-Ruhr eine

neue 22. Apotheke errichtet werden. Die engere Be¬

grenzung der Lage wird dem Konzessionär s. Zt. mit¬

geteilt werden. Die Konzession wird nur nach Maßgabe

des Allerhöchsten Erlasses vom 30. Juni 1894 und des

Ministerialerlasses vom 5. Juli desselben Jahres über

die Einführung der Personal-Konzession erteilt. Geeignete
Bewerber fordere ich hierdurch auf binnen 4 Wochen

ihr Gesuch bei mir einzureichen.
Demselben sind beizufügen:

1. der Lebenslauf mit Angabe der Konfession
und der Familienverhältnisse.

2. der Approbationsschein.

3. Sämtliche Zeugnisse über die bisherige Be¬schäftigung seit Ablegung der Staatsprüfnng
in Urschrift oder amtlich beglaubigter Abschrift. Diesen

der Zeitfolge nach zu heftenden Zeugnissen ist einInhaltsverzeichnis vorzuheften, aus welchem die in
den einzelnen Stellungen zugebrachte Zeit unter jedes¬

maliger Anführung des Ein- und Austrittstages zu er¬
sehen ist.

4. Polizeiliche, gleichfalls der Zeitfolge nach geheftete,Fnhrungsatteste aus sämtlichen Orten, an welchen
der Bewerber nach erlangter Approbation als

Apotheker oder in sonstiger Beschäftigung tätig gewesen

ist. Hierbei sind die vorgeschriebenen Stempel zu verwenden.

5. Der amtliche, aus nenester Zeit herrührende

Nachweis des zur Errichtung einer Apotheke erforder¬
lichen Vermögens.

6. Die eidesstattliche Versicherung, ob der Bewerber

bisher eine Apotheke besessen hat.

Sollte dies der Fall gewesen sein, so sind die Zeit¬

dauer des Besitzes und die Gründe der Veräußerung

anzugeben, auch ist der Nachweis des An- und Verkaufs¬

preises beizubringen.

Apotheker, welche zur Zeit eine Apotheke besitzen, werden

nur unter der Bedingung als Bewerber zugelassen, daß

sie in bindender Form sich verpflichten, im Falle der

Berücksichtigung ihres Gesuches aus die bisherige Kon¬

zession ohne Anspruch auf Entschädigung zu verzichten.

Die Bewerbung um verschiedene Konzessionen ineinem Gesuche ist unstatthaft, auch sind jedem einzelnen
Gesuche sämtliche vorgeschriebene Nachweise beizufügen.

Bewerber, welche erst nach dem Jahre 1892 approbiert

sind, oder welche sich durch Übernahme anderweitiger
Geschäfte oder Stellungen auf einige Zeit ihrem eigent¬

lichen Berufe mehr oder weniger entfremdet haben,

können voraussichtlich nicht berücksichtigt werden.

Schließlich weise ich darauf hin, daß eine anderweite

Regelung des Apothekenkonzessionswesens beabsichtigt ist

und dabei auch in Frage steht, ob den Konzessionaren

eine nach Erträgnissen des Geschäfts abgestufte Betriebs¬

abgabe auferlegt werden soll und daß vorbehalten bleibt,

dieser Betriebsabgabe wie den sonstigen Bestimmungen

des neuen Gesetzes die vom 1. Juli 1903 ab erteilten

Konzessionen und somit auch die vorliegende zu unterwerfen.

Düsseldorf, den 29. Mai 1903. I. 3233.

Der Regierungs-Präsident.

6SI. Der Provinzialrat der Rheinprovinz hat die

Aufhebung des am Samstag vor dem ersten Sonntag

im August in Hilden jeden Jahres anstehenden Kram¬

marktes genehmigt.
Düsseldorf, den 26. Mai 1908. I. ?. 3223.

Der Regierungs-Präsident.



6S2. An Stelle des im Amtsblatt für 1902 Stück 5V
Nr. 1357 veröffentlichtenNormalstatutsfür Be- und
Entwässerungsgenossenschaften ist das nachstehende neue
Statut getreten.

Düsseldorf, den 30. Mai 1908. I. 2602.
Der Regierungs-Präsident.

Statut
für

die Genossenschaft

in im Kreise

Wir Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Preußen usw.,

verordnen auf Grund der ZZ 57 und 65 des Gesetzes,
betreffend die Bildung von Wassergenossenschaften, vom
1. April 1879 (Gesetzsamml. S. 297), nach Anhörung
der Beteiligten, was folgt:

s 1-

Die Eigentümer der dem Meliorationsgebiet an¬

gehörenden Grundstücke in den Gemarkungenwerden zu einer Genossenschaft vereinigt, um den Ertrag
dieser Grundstücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes
des
vom 19 . . durch
zu verbessern.

Auf der zum MeliorationsplanegehörendenKarte ist

Zur Einleitung. Soweit nicht der Zweck des Meliorations-
unternehmens oder andere zwingende Gründe, die darzulegen
sind, Abänderungen des Musterstatuts bedingen, ist dessen Wort¬
laut möglichst unverändert beizubehalten.

Um die Abänderungen in hervortretender Weise erkennbar zu
machen und der Zentralvenvaltung die mühevolle und zeit¬
raubende Prüfung der aus allen Provinzen fortgesetzt in großer
Zahl eingehenden Statutentwürfe zu erleichtern, sind fortan für
die zur Genehmigung vorzulegenden Entwürfe nur die im
Ministerium für Landwirtschaft usw. gemäß der Ver¬
fügung vom 1. April 19V3 (Nr. 231 der Sammlung) her¬
gestellten oder nach der Allgemeinen Verfügung vom 15. Oktober
1302 (Nr. 196 der Sammlung) genehmigten Vordrucke zu
benutzen und Abänderungen oder Ergänzungen auf die freie
Hälfte der Seite oder in die hierzu bestimmten Lücken des
Textes einzutragen. Alle in das Statut nachzutragenden Zahlen¬
angaben — mit Ausnahme der Hinweise auf Stellen des
Statuts und des Wassergenossenschaftsgesetzes — sind buchstäblich
zu machen.

Das Musterstatut geht von der Voraussetzung eines der
Landesherrlichen Genehmigung bedürfenden Statuts aus, kommt
aber mit Hinweglaffung der Einleitung in gleicher Weise zur
Anwendung, wenn nur ministerielle Genehmigung erforderlich ist.

Zu K l. Die Unterlagen des Statuts: Meliorationsplan,
Karten, Verzeichnisse, sind nach den Andeutungen des Muster¬
statuts genau zu bezeichnen und nach wie vor mit den üblichen
Prüflings- und Beglaubigungsvermerken zu versehen. Zur Vor¬
lage an Allerhöchster Stelle eignen sich nur übersichtliche, saubere
Karten im Aktenformat, welche das Wesentliche der örtlichkeit
und der Meliorationsanlagen, sowie das farbig zu umgrenzende
Genossenschaftsgebiet auf einem Blatte und zusammenhängend
darstellen. Nötigenfalls ist dieserhalb eine besondere Übersichts¬
karte in verkleinertem Maßstabe beizubringen, die nicht geometrisch
genau zu sein braucht.

das Meliorationsgebiet mit einer Liniebegrenzt. In den zugehörigenVerzeichnissen sind die
zum Meliorationsgebietegehörigen Grundstückenach¬
gewiesen.

Karte und Verzeichnissewerden unter Bezugnahme auf
das genehmigte Statut beglaubigt und bei der Aufsichts¬
behörde der Genossenschaft niedergelegt. Beglaubigte
Abzeichnungund Abschrift erhält der Vorsteher der
Genossenschaft;er hat sie aufzubewahren und stets auf
dem Laufenden zu erhalten.

Der Vorstand hat die aufzustellenden besonderen
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführungder
Aufsichtsbehördezur Prüfung durch den Meliorations-
baübeamteu und zur Genehmigungeinzureichen.

Änderungendes Meliorationsplanes,welche sich als
erforderlich herausstellen, können vom Genossenschasts-
vorstande beschlossen werden. Der Beschluß unterliegtder
Prüfung des Meliorationsbaubeamten und bedarf der
Genehmigungder Aufsichtsbehörde.

Vor Erteilung der Genehmigung sind diejenigen
Genossen zu hören, deren Grundstückedurch die Ver¬
änderung der Anlage betroffen werden.

s 2.
Die Genossenschaft führt den Namen: „

" und hat ihren Sitz in
s 3-

Die Kosten der Herstellung und Unterhaltungder
gemeinschaftlichenAnlagen werden von der Genossenschaft
getragen.

Die zur zweckentsprechenden Nutzbarmachung der
Melioration für die einzelnen Grundstücke erforderlichen
Einrichtungen, wie Umbau und Besamung von Wiesen,
Anlage-undUnterhaltung besonderer Zu- und Ableitungs¬
gräben und dergleichen,bleiben den betreffendenEigen¬
tümern überlassen.Diese sind jedoch gehalten, die im
Interesse der ganzen Melioration getroffeneu Anordnungen
des Vorstehers bei Vermeidung der gesetzlichenZwangs-

Zu § 2. Die früher bisweilen gebrauchte Bezeichnung:
„Die Genossenschaft hat ihren Sitz am Wohnorte des jedes¬
maligen Vorstehers" ist unstatthaft; das Statut muß vielmehr
einen bestimmten Ort angeben.

Zu HH Z und 4. Der sogenannte innere Ausbau kann in
dreifacher Weise bewirkt werden:
a)Soll derselbe den einzelnen Genossen überlassen bleiben, so

sind ZZ 3 und 4 des Musters beizubehalten. Auch dann ist
es Aufgabe der Genossenschaftsorgane und der beteiligten
Staatsbeamten, auf ein sachgemäßes Fortschreiten des inneren
Ausbaues durch Anregung der Genossen und gütliche Ver¬
mittelung hinzuwirken. Vgl. die Allg, Vers, vom 15. 1l). 1902
zu III. (Nr. 196 der Sammlung).

d)Wenn die Genossen wünsche», daß der innere Ausbau zwar
auf Kosten der einzelnen, aber von der Genossenschaft bei
Gelegenheit der Ausführung der gemeinschaftlichen Anlagen
hergestellt werde, was sich in einzelnen Landesteilen gut
bewährt hat, so ist in § 3 Abs. 2 an Stelle der Worte
„bleiben den betreffenden Eigentümern überlassen" ein¬
zuschalten: „werden von der Genossenschaft auf Kosten der
einzelnen Genossen nach Maßgabe ihrer Beteiligung an den
betreffenden Anlagen ausgeführt. Die Unterhaltung ist Sache
der einzelnen Genossen".



Mittel (Z 54 des Wassergenossenschaftsgesetzes) zu befolgen.
8 4.

Außer der Herstellung der im Plane vorgesehenen ge¬
meinschaftlichenAnlagen liegt dem Verbände ob, Biuueu-
Ent- und -Bewässerungsanlagenim Meliorationsgebiete,
die nur durch Zusammenwirkenmehrerer Grundbesitzer
ausführbar siud, zu vermitteln und nötigenfalls, nach¬
dem der Plan und das Beitragsverhältnisvon der
Aufsichtsbehördefestgestellt sind, auf Kosten der dabei
beteiligten Grundbesitzer durchführen zu lassen.

Die Unterhaltung derartigerAnlagen untersteht der
Aufsicht des Vorstehers.

Z5.

Die gemeinschaftlichen Anlagen werden unter Leitung
des von dem Vorsteher auf Beschluß des Vorstandes
anzunehmenden Genossenschaftstechnikers ausgeführtund
unterhalten.

Der mit der Aufsicht betraute Techniker hat das
Bauprogrammaufzustellen, die besonderen Pläne aus¬
zuarbeiten, die für die Verdiugung erforderlichen Unter¬

lage n zu beschaffen uud zur Genehmigungvorzulegen,
überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen
der Arbeiten notwendigen Maßnahmenrechtzeitig an¬
zuregen und vorzubereiten,die Ausführung zu leiten und
die für Ändernngs-und Ergänzungsanträge,für Ab¬
schlagszahlungenund für die Abnahme erforderlichen
Unterlagen anzufertigen.

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzuschließende
Bertrag und die Bedingungen für die etwaige Ver¬
gebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zustimmung
des Meliorationsbaubeamten, dem der Beginn der Aus¬
führungsarbeitenrechtzeitig anzuzeigen ist. Auch im
übrigen hat der Vorstand in technischen Angelegenheiten
während der Bauausführung den Rat des Meliorations¬
baubeamten einzuholenund zu berücksichtigen.

Nach Beendigung der Ausführung hat der Meliorations¬
baubeamte die Anlagen abzunehmenund hat festzustellen,
ob das Unternehmen zweck- und planmäßig und mit
den von der Aussichtsbehörde genehmigtenÄnderungen
ausgeführt ist. Sollten hierbei Nachmessungen erforderlich
sein, so sind sie unter Leitung des Meliorationsbau¬
beamten von vereideten Technikern vorzunehmen; die
Kosten dieser Ausmessungen sind von der Genossenschaft
zu tragen.

e) Wenn die Genossen den inneren Ausbau der einzelnen Grund¬
stücke als einen Teil des Meliorationsplans auf gemeinschaft¬
liche Kosten ausführen und genossenschaftlich unterhalten
wollen, so sind in ß 3 Abs. 2 die Worte „bleiben ... bis
. . . befolgen" zu streichen. Dafür ist hinter Abs. 1 zu setzen:
Hierzu gehören auch die zur usw.

In den Fällen zu b und c ist Z 4 zu streichen.
Zu K 3 Abs. 2. Handelt es sich um wirtschaftliche Ein¬

richtungen, die nach dem Zwecke der Melioration süglich nicht
vorkommen können, wie z, B. um den Umbau und die Besamung
von Wiesen bei einer Dränagegenossenschaft, so sind die hierauf
bezüglichen Worte zu streichen, und zwar hier sowohl wie in
den lediglich für Wiesenmeliorationen vorgesehenen Bestimmungen
in Z 14b und H 17 dieses Musters.

s
Das Verhältnis, nach welchem die einzelnen Genossen

zu den Genossenschaftslasten beizutragen haben, richtet
sich nach dem für die einzelnen Genossen aus den Ge¬
nossenschaftsanlagen erwachsenden Vorteile.

Zur Festsetzung dieses Beitragsverhältnisses wird ein
Kataster aufgestellt, in welchem die einzelnen Grund¬
stücke aufgeführt werden. Nach dem Verhältnisse des
ihnen aus der Melioration erwachsenden Vorteils werden
sie in Klassen geteilt, und zwar so, daß
ein Hektar
der ten Klasse mit dem einfachen,
der ten. Klasse mit dem fachen,
der ten Klasse mit dem fachen,

Beitrage heranzuziehenist.
Beitragsfrei sind die im Teilnehmerverzeichnisals

solche aufgeführten Grundflächen.
8 7-

Die Einschätzung in diese Klassen erfolgt durch zwei
vom Vorstande zu wählende Sachverständige unter
Leitung des Vorstehers. Bei Meinungsverschiedenheiten
gibt dieser den Ausschlag, wenn es sich um Grundstücke
des Vorstehershandelt, sein Stellvertreter. Das Ge¬
nossenschaftskataster ist vier Wochen lang zur Einsicht
der Genossen in der Wohnungdes Vorstehersaus-

Zu §K « und 7, und 7*. Mit Rücksicht auf s 60
des Wassergenossenschaftsgesetzes kann von den Genossen nur
durch eine Vereinbarung, die der ausdrücklichen Zustimmung
aller Beteiligten, nicht nur aller Erschienenen, bedarf, ein
anderer Maßstab als der Vorteil für die Verteilung der Genossen¬
schaftslasten festgesetzt werden. Als solcher wird sich für die¬
jenigen Genossenschaftsbezirke, in welchen die Vorteile der
Melioration den einzelnen Grundstücken im wesentlichen gleich¬
mäßig zugute kommen, der Flächeninhalt der beteiligten Grund¬
stücke empfehlen. In diesem Falle sind die ZZ 6 und 7
folgendermaßen zu fassen:
Z 6. „Die Genossenschaftslasten werden von den Genossen nach

Maßgabe des Flächenraums der beteiligten Grundstücke
aufgebracht."

Z 7. „Die hiernach festzustellenden Beitragslisten sind von deni
Vorstand anzufertigen und nach ortsüblicher Bekanntmachung
der Auslegung vier Wochen lang in der Wohnung des
Vorstehers zur Einsicht der Genossen auszulegen. Anträge
auf Berichtigung der Beitragslisten sind an keine Frist
gebunden."

Bei Annahme dieser Fassung ist im Z 11 Abs. 1 der Satz:
„Ist die Höhe berechnet." zu streichen.

Fehlt es an einer solchen einstimmigen Vereinbarung und
erscheint gleichwohl die Verteilung der Lasten nach dem Flächen¬
raum (oder nach einem anderen Maßstabe, s. unten) als Vor- ,
teilsmaßstab zweckmäßig, so kann er zwar zugunsten derer, die
damit einverstanden find, zur Anwendung gebracht werden,
indessen ist den nicht damit einverstandenen Genossen die Mög¬
lichkeit offenzuhalten, eine Festsetzung der Höhe ihres Beitrags
dem wirklichen Vorteil ihrer Grundstücke entsprechend zu ver¬
langen. In solchem Falle ist die Fassung ZS 6*, 7* zu wählen
und § 11 Abs. 1 in der daselbst angegebenen Weise zu fassen.
Wenn die Verteilung der Lasten teils nach dem Vorteile, teils
nach einem anderen Maßstab erfolgt, sind die Bestimmungen
sowohl der ßß 6, 7 wie die der HI 6*, 7* aufzunehmen und
ineinander zu arbeiten.



zulegen. Die Auslegung ist vorher ortsüblich in den
Gemeinden, deren Bezirk ganz oder teilweise dem Ge-
nossenschaftsgebiet angehört, und in dem für die öffent¬
lichen Bekanntmachungender Genossenschaft bestimmten
Blatte bekannt zu machen.

Abänderungsanträge müssen innerhalb der obigen Frist
schriftlich bei dem Vorsteher angebrachtwerden. Nach
Ablauf der Frist hat der Vorsteher die bei ihm ein¬
gegangenen Abänderungsanträgeder Aussichtsbehörde
vorzulegen. Diese läßt unter Zuziehung der Beschwerde¬
führer und eines Vertreters des Vorstandes die erhobenen
Einwendungendurch die von ihr zu bezeichnendenSach¬
verständigenuntersuchen. Mit dem Ergebnisse der Unter¬
suchung werden die Beschwerdeführerund der Vertreter
des Vorstandes bekannt gemacht. Sind beide Teile mit
dem Gutachten einverstanden,so wird das Kataster dem¬
gemäß festgestellt; andernfallsentscheidet die Aufsichts¬
behörde. Die bis zur Mitteilungdes Ergebnisfes der
Untersuchungentstandenen Kosten sind in jedem Falle
von der Genossenschaft zu tragen. Wird eine Ent¬
scheidung erforderlich, so fallen die weiter erwachsenden
Kosten dem unterliegendenTeile zur Last.

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung des fest-
gcstellen oder berichtigtenKatasters vorliegt, kann sie
von dem Vorstande beschlossen oder von der Aufsichts¬
behörde angeordnet werden. Das Verfahren richtet sich
nach den für die Feststellung des Katasters gegebenen
Vorschriften.

s 6*.
Das Verhältnis, nach welchem die einzelnen Genossen

zu den Genossenschastslasten beizutragen haben, richtet
sich nach dem für die einzelnen Genossen aus den Ge¬
nossenschaftsanlagen erwachsenden Vorteile.

Dieser Vorteil entspricht zur Zeit dem Flächeninhalte
der zur Genossenschaft gehörendenGrundstücke (oder —
der Länge der in die zur Genossenschaft gehörenden
Grundstücke verlegten Dränstränge). Die Genossenschafts¬
lasten werden daher nach Maßgabe des Flächenraums
der beteiligten Grundstücke(oder — der für die be¬
teiligten Grundstücke sich ergebenden Dränstrecke)aus¬
gebracht.

Beitragssrei sind die im Teilnehmerverzeichnisals
solche aufgeführten Grundflächen.

s 7*.
Die hiernach von dem Vorstandeaufzustellende Bei¬

tragsliste ist vier Wochen lang zur Einsicht der Genossen
in der Wohnung des Vorstehers auszulegen. Die Aus-

Ju 88 K und 6*. Werden aus besonderen Gründen Grund¬
flächen, die keinen Vorteil von der Melioration haben, in die
Genossenschaft aufgenommen, so sind sie zwar im Grundstücks¬
register aufzuführen,ihre Beitragsfreiheit ist aber im Statute
festzustellen.

Zu 8 <i» In der Regel werden 3 Klassen, die mit dem
einfachen, doppelten und dreifachen Betrage heranzuziehen sind,
genügen.

Zu 8 7 Abs. t und 8 7» Abs. I. Bei einfachen Ver¬
hältnissen kann die Bestimmungüber die Veröffentlichung durch
die Zeitung fortfallen: ebenso im Z 1l Abs. 2 und Z 19 Abs. 3.

Zu § 7. Kann die Ausstellung des Beitragskatasters, etwa

legung ist vorher ortsüblich in den Gemeinden, deren
Bezirk ganz oder teilweise dem Genossenschaftsgebiet an¬
gehört, und in dem für die öffentlichenBekanntmachungen
der Genossenschaft bestimmten Blatte bekannt zu machen.

Über etwaige Abänderungsanträge. die innerhalb dieser
Frist schriftlichbeim Vorsteher anzubringen sind, ent¬
scheidet die Aufsichtsbehörde.

Jedem Genossen steht es zu jeder Zeit frei, mit der
Behauptung, daß die aus dem Genossenschaftsunternehmen
erwachsenden Vorteile nicht allen Grundstücken in gleichem
Maße zugute kommen, zu verlangen, daß die Höhe seines
Beitrags, dem wirklichen Vorteile seiner Grundstücke ent¬
sprechend festgesetzt werde. Solche Anträge sind bei dem
Vorstande anzubringen, gegen dessen Entscheidung binnen
zwei Wochen Beschwerde an die Aufsichtsbehörde zulässig
ist. Diese entscheidet darüber endgültig,kann aber vor
der Entscheidung durch Sachverständige, welche sie er¬
nennt, im Beisein des Antragstellers und eines Vor¬
standsvertreters eine Untersuchung eintreten lassen. Sind
beide Teile mit dem Gutachten des Sachverständigen
einverstanden,so wird die Höhe des Beitrags danach
festgestellt. Wird eine Entscheidung erforderlich,so
trägt der unterliegendeTeil die Kosten.

s 8-Im Falle einer Parzellierung sind die Genossenschafts¬
lasten nach dem im Statute vorgeschriebenen Beteiligungs¬
maßstabe durch den Vorstand auf die Trennstückever¬
hältnismäßig zu verteilen. Gegen die Festsetzungdes
Vorstandes ist innerhalb zwei Wochen die Beschwerde
au die Aufsichtsbehörde zulässig.

s 9-
Die Genossen sind verpflichtet, die Beiträge in den

von dem Vorstande festzusetzenden Terminen zur Geuosseu-
schastskasse abzuführen. Bei versäumter Zahlung hat
der Vorsteher die fälligen Beiträge beizutreiben.

Z 10.Jeder Genosse hat sich die Einrichtung der nach dem
Meliorationsplan in Aussicht genommenen Anlagen, diese
Anlagen selbst und deren Unterhaltung,soweit sein
Grundstück davon vorübergehendoder dauernd betroffen
wird, gefallen zu lassen.

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem einzelnen
Genossen hierfür, unter Berücksichtigung der ihm aus der
wegen langer Dauer der genossenschaftlichenArbeiten, erst nach
längerer Zeit erfolgen, so empfiehlt sich die Annahme einer
Bestimmung,

daß sofort nach der Genehmigung des Statuts vom Vor¬
stande nach gutachtlicher Anleitungdes Genossenschaftstechnikers
eine vorläufige Beitragsliste aufgestellt wird, nach der die
Beiträge, vorbehaltlich späterer Ausgleichung nach Maßgabe
des endgültigen Katasters, erhoben werden und die bis zur
rechtskräftigenFeststellung des endgültigen Katasters als
Stimmliste dient.
ZÜ 8 6*. Bei Dränagegenossenschaften kann in geeigneten

Fällen der Vorteil, statt nach der Flache, nach der Länge der
in die einzelnenGrundstückeverlegten Dräns (in der Regel
nur der Saugedräns) bemessen werden.

Auch kann es zweckmäßig sein, den Vorteil teils nach der
Fläche, teils nach der Länge der Dräns zu bemessen, wenn z.
B. eine Wiesenentwässerung mit einer Ackerdränage verbunden ist.



Anlage erwachsendenVorteile, eine Entschädigung gebührt,
entscheidet, falls sich ein Genosse mit dem Vorsteher nicht
gütlich verständigensollte, das nach diesem Statute zu
bildende Schiedsgericht mit Ausschluß des Rechtswegs,

(s 11-
Längs der Hauptgräben muß ein Streifen von einem

Meter Breite, vom oberen Rande der Böschung an ge¬
rechnet, unbeackert bleiben. Dieser Streifen und die
Böschungen dürfen nur durch Abmähen, nicht aber als
Weide genutzt und müffen von Bäumen, Sträuchern,
Hecken und dergleichen freigehalten werden.

Das Durchtreibendes Viehes durch die Gräben und
das Tränken daraus ist nur an den vom Vorstande be¬
sonders dazu bestimmten Stellen gestattet.

Bei der Räumung müssen die Grabenanlieger den
Auswurf, dessen Eigentum ihnen zufällt, aufnehmenund
binnen vier Wochen — wenn aber die Räumung vor
der Ernte geschieht, binnen vier Wochen nach der Ab-
erntung des Grundstücks — bis auf vier Meter vom
Rande der Böschung fortschaffen.

Zuwiderhandlungen unterliegen den gesetzlichen Ord¬
nungsstrafen (Z 54 des Wassergenossenschaftsgesetzes).
Außerdem ist der Schaden, der an Genossenschaftsanlagen
durch Übertretungdieser Vorschriften oder sonst durch
Absicht oder Fahrlässigkeit entsteht, von dem hierfür haft¬
baren Genossen unter Beachtung der Weisungen des
Vorstehers und bei Vermeidung zwangsweiser Aus¬
führung auf seine Kosten zu beseitigen.)

s 11-
Bei Abstimmungen hat jeder beitragspflichtige Genosse

mindestens eine Stimme. Im übrigen richtet sich das
Stimm Verhältnis nach dem Verhältnisse der Teilnahme
an den Genossenschaftslasten, und zwar in der Weise,

daß für je
beitragspflichtigenGrundbesitzes

Zu (K tt). Bestimmungen gemäß Z 14 zu b können,
soweit es notwendig erscheint, schon im Statute getroffen werden.
In diesem Falle ist der „(S 11)" aufzunehmen; hierdurch wird
eine Umnummerierung der nachfolgenden Paragraphen erforder¬
lich.

Zu 8 1t Abs. t. Die Zahl der Hektare oder Are, für
welche eine Stimme zu rechnen ist, wird sich nach dem Maße
der Zersplitterung des Grundbesitzes im Genossenschaftsgebiete
richten.

Das Stimmverhältnis kann auch nach der Höhe der zu
leistenden Beiträge bemessen werden, z. B. für je angefangene
zehn Mark Beitrag eine Stimme. Eine derartige Bemessung
des Stimmverhältnisses empfiehlt sich der Einfachheit halber
allgemein, besonders aber wenn die Beitragspflicht gleichzeitig
nach der Beteiligungsfläche und der Länge des Dräns berechnet
ist, weil hier eine Umrechnung der Stimmenzahl einfach ist,
wenn nach Z 7* Abs. 3 eine Umrechnung der Beiträge nach
dem wirklichen Vorteil erfolgt.

Ist bei Dränagegenossenschaften die Beitragslast nach der
Länge der Dräns geregelt (vgl. Nnm. zu § 6*), so wird, statt
für eine gewisse Fläche, sür eine angemessene Strecke derartiger
Dräns eine Stimme gerechnet und danach im Statute Bestimmung
getroffen werden müssen.

Z« K tt Abs. S. Bei einfachen Verhältnissen genügt die
ortsübliche statt der öffentlichen Bekanntmachung. (Vgl, Anm.
zu Abs. 1 der 8s 7 und 7*.)

der ten Klasse eine Stimme,
der ten Klasse . . . Stimmen,
der ten Klasse. . . Stimmen

gerechnet werden. Bruchteile einer Stimme, die sich
hiernach ergeben, werden auf die nächsthöhere volle
Stimmenzahl abgerundet.

(oder — daß für je angefangene Mark
jährlichen Beitrags . . . Stimme . . gerechnet w. rd.
joder — für ZZ 6* und 7* —

daß für je angefangene
beitragspflichtigen Grundbesitzes

(oder laufende Meter Dräns)
eine Stimme gerechnet wird. Ist die Höhe des Bei¬
trags eines Genossen abweichend von dem in Z 6* be¬
stimmten Borteilsmaßstabe festgesetzt, so wird auch die
Zahl der Stimmen dementsprechend berechnet.^

Die Stimmliste ist demgemäßvon dem Vorstande zu
entwerfen und vier Wochen lang zur Einsicht der Ge¬
nossen in der Wohnung des Vorstehers auszulegen. Die
Auslegung ist vorher ortsüblich in den Gemeinden,deren
Bezirk ganz oder teilweise dem Genossenschaftsgebiet an¬
gehört und in dem für die öffentlichen Bekanntmachungen
der Genossenschaft bestimmten Blatte bekannt zu machen.

Anträge auf Berichtigungder Stimmlistesind an keine
Frist gebunden.

Jeder Genosse kann sein Stimmrecht durch einen
anderen, mit schriftlicher Vollmacht versehenen Genossen
ausüben.

Miteigentümer eines Grundstücks können ihr Stimm¬
recht nur gemeinschaftlich ausüben. Beteiligen sich nicht
sämtliche Miteigentümer an der Abstimmung, so gelten
die Nichterschienenen oder Nichtabstimmendenals den
Erklärungen der Erschienenen zustimmend.

In der Ausübung des Stimmrechts werden vertreten:
1. Geschäftsunfähige oder in der Geschäftsfähigkeit

Beschränkte durch ihren gesetzlichen Vertreter,
L. Ehefrauen durch ihren Ehemann und
3. juristische Personen durch ihre verfassungsmäßig be¬

rufenen Vertreter.
s 12.

Der Genossenschaftsvorstand besteht aus
a) einem Vorsteher,
d) einem Stellvertreter des Vorstehers und . . . .

weiteren Beisitzern.
Die Vorstandsmitgliederbekleiden ein Ehrenamt.
Als Ersatz für Auslagen und Zeitversäumnis erhält

jedoch der Vorsteher eine von der Generalversammlung
festzusetzendejährliche Entschädigung.

Z« H 18» Ist eine weitere Ausdehnung des passiven
Wahlrechts, insbesondere für das Amt des Vorstehers, er¬
wünscht, so bedarf es einer besonderen Bestimmung im Statute.
Ebenso sind besondere zusätzliche Bestimmungen einzuschalten,
wenn es sich (was namentlich bei größeren Genossenschaften und
einer größeren Zahl von Beisitzern in Frage kommen kann)
empfiehlt, die Amtszeit der Beisitzer nicht für alle gleichzeitig,
sondern abwechselnd je für die Häfte enden zu lassen. Jeden¬
falls ist die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder nicht zu kurz zu
bemessen^ Dies ist namentlich für die Bauzeit wichtig.



Die Mitglieder des Vorstandes nebst stell¬
vertretenden Beisitzern werden von der Generalversammlung
auf ... . Jahre gewählt. Die Wahl des Vorstehers
und seines Stellvertreters bedarf der Bestätigung der
Aufsichtsbehörde.

Wählbar ist jeder Genosse und jeder zur Ausübung
des Stimmrechts befugte Vertreter eines Genossen, welcher
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechteist. Die Wahl
der Vorstandsmitglieder wie der stellvertretendenBei¬
sitzer erfolgt in getrennten Wahlhandlungen für jede
Stelle. Jeder Wähler hat dem Leiter der General¬
versammlungmündlich und zu Protokoll zu erklären,
wem er seine Stimme geben will. Erhält im ersten
Wahlgang eine Person nicht mehr als die Hälfte aller
abgegebenen Stimmen, so erfolgt eine engere Wahl
zwischen denjenigen beiden Personen, welche die meisten
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ent¬
scheidet das vom Vorsitzenden zu ziehende Los.

Wahl durch Zuruf ist zulässig, wenn kein Widerspruch
erfolgt. Die Ausscheidenden bleiben bis zur Einführung
der neugewähltenMitglieder im Amte.

s 13.
Die Gewählten werden von der Aufsichtsbehörde durch

Handschlag an Eidesstatt verpflichtet.
Zur Legitimation der Vorstandsmitgliederund deren

Stellvertreter sowie zum Ausweis über den Eintritt des
Falles der Stellvertretungdient eine Bescheinigung der
Aufsichtsbehörde.

Der Vorstand hält seine Sitzungen unter Vorsitz des
Vorstehers, der gleiches Stimmrecht wie die übrigen
Vorstandsmitglieder hat und dessen Stimme im Falle
der Stimmengleichheitentscheidet.

Zur Gültigkeit der gefaßten Beschlüsse ist es erforder¬
lich, daß die Vorstandsmitglieder unter Angabe der
Gegenstände der Verhandlunggeladen und daß mit
Einschluß des Vorstehers mindestens zwei Drittel der
Vorstandsmitglieder anwesend sind. Wer am Erscheinen
verhindert ist, hat dies unverzüglich dem Vorsteher an¬
zuzeigen. Dieser hat alsdann einen stellvertretenden
Beisitzer zu laden.

Muß der Vorstand wegen Beschlußunfähigkeitzum
zweiten Male zur Beratungüber denselben Gegenstand
zusammenberufen werden, so sind die erschienenen Mit¬
glieder ohne Rücksicht auf ihre Zahl beschlußfähig. Bei
der zweiten Znsammenberusung soll auf diefe.Bestimmulig
ausdrücklich hingewiesen werden.

s 14.
Soweit nicht im Statut einzelne Verwaltungsbefugnisse

dem Vorstand oder der Generalversammlungvorbehalten
sind, hat der Vorsteherdie selbständige Leitung und
Verwaltung aller Angelegenheiten der Genossenschaft.

Insbesondere liegt ihm ob:
a)die Ausführungder von der Genossenschaft herzu-

Zu K 13 Abs. 4. Besteht der Vorstand nur aus 3 Per¬
sonen, so sind die Worte „geladen anwesend sind" durch
„geladen sind, und daß der Vorstand vollzählig anwesend ist"
zu ersetzen.

stellenden Anlagen nach dem festgestelltenMeliorations¬
plane zu veranlassen und zu beaufsichtigen;

l>)über die Unterhaltung der Anlagen, sowie über die
Wässerung,die Grabenräumungund die Nutzung,
Beackerung und BePflanzung der an die Gräben
anstoßenden Grundstücksstreifen, die Heuwerbung, die
Hütung auf den Wiesen und dergleichen mit Zustimmung
des Vorstandesdie nötigen Anordnungen zu treffen
und die etwa erforderlichen Ausführungsvorschriften
zu erlassen;

o) die vom Vorstände festgesetzten Beiträge auszuschreiben
und einzuziehen, die Zahlungen auf die Kasse anzu¬
weisen und die Kassenverwaltungmindestens zweimal
jährlich zu revidieren;

ä)die Voranschläge und Jahresrechnungendem Vor¬
stande zur Festsetzung und Abnahme vorzulegen;

s) die Beamten der Genossenschaft zu beaufsichtigenund
die Unterhaltung der Anlagen zu überwachen;

k) die Genossenschaftnach außen zu vertreten, den Schrift¬
wechsel für die Genossenschaft zu führen und ihre
Urkunden zu unterzeichnen.Zur Abfchließungvon
Verträgen hat er die Genehmigungdes Vorstandes
einzuholen. Zur Gültigkeit der Verträge ist diese
Genehmigungnicht erforderlich;

Z) die nach Maßgabe des Statuts und der Ausführung^
Vorschriften von ihm angedrohten und festgesetzten
Ordnungsstrafen, die den Betrag von dreißig Mark
jedoch nicht übersteigen dürfen, sowie Kosten (ZZ 7 und
20) zur Genossenschaftskasseeinzuziehen.

s 15.
Die genossenschaftlichen und die in Z 4 Abs. 1

bezeichneten Anlagen werden nach der Fertigstellung in
regelmäßigeSchau genommen, die jährlich zweimal, im
Frühjahr und im Herbste, stattzufinden hat. Der Schau¬
termin wird nach Benehmen mit der Aufsichtsbehörde und
dem Meliorationsbaubeamtenvon dem Vorsteher möglichst
vier Wochen vorher anberaumt und auf ortsübliche Weise
rechtzeitig bekannt gemacht. Der Vorsteher leitet die
Schau. Die übrigen Vorstandsmitglieder sind dazu ein¬
zuladen.

Auch die anderen Genossen sind berechtigt, an der
Schau teilzunehmen.

Das Ergebnis der Schau ist in einem Protokolle, für
dessen Aufbewahrungder Vorsteher zu sorgen hat, nieder¬
zulegen. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, die Arbeiten,
welche nach technischem Ermessen zur Unterhaltung der
der Schau unterliegenden Anlagen notwendig sind,
erforderlichenfalls auf Kosten der Genossenschaftausführen
zu lassen. Über Beschwerden gegen solche Anordnungen
der Aufsichtsbehördeentscheidet der Regierungspräsident
endgültig.

s 16.Die Verwaltung der Kasse führt ein Rechner, welcher
Zu K t<t. Wo eine größere Kassenverwaltungnötig sein

wird, muß im Statute dahin Bestimmung getroffen werden, daß
dem Rechner von dem Vorstand eine Anweisung über die Be¬
legung größerer Bestände, die Kassen- und Rechnungsführung
zu erteilen ist.



von dem Vorstand auf . . . Jahre gewählt nnd dessen
Entschädigung vom Vorstande festgestellt wird. Die
Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Entlassung des
Rechners wegen mangelhafter Dienstführung anordnen.
Dies ist bei Anstellungdes Rechners durch Vertrag aus-
zubedingen.

s 17.
Zur Bewachung und Bedienungder Wiesen nimmt

der Vorsteher auf Beschluß des Vorstandes . . . Wiesen¬
wärter an und stellt Lohn fest.

Der Wiesenwärter ist allein befugt, zu wässern, und
muß so wässern, daß alle Parzellen den verhältnismäßigen
Anteil an Wasser erhalten. Kein Eigentümer darf die
Schleusen öffnen oder zusetzen oder überhaupt die Ent-
oder Bewässerungsanlagen eigenmächtig verändern, bei
Vermeidung einer vom Vorsteher festzusetzenden Ordnungs¬
strafe bis zu dreißig Mark für jeden Übertretungsfall,

s 18.
Der gemeinsamen Beschlußfassung der Genossen unter¬

liegen :
1. die Wahl der Vorstandsmitgliederund deren Stell¬

vertreter ;
2. die Festsetzung der dem Vorsteher zu gewährenden

Entschädigung;
3. die Wahl der Schiedsrichterund deren Stellvertreter;
4. die Abänderung des Statuts.

Z 19.
Die erste zur Bestellung des Vorstandeserforderliche

Generalversammlungberuft die Aufsichtsbehörde,welche
auch zu den in dieser Versammlung erforderlichenAb¬
stimmungeneine vorläufige Stimmliste nach den Flächen¬
angaben des Grundstücksregistersdes Genossenschafts¬
gebiets aufzustellen hat.

Die weiteren Generalversammlungen sind in den
gesetzlich vorgeschriebenenFällen (Z 60 des Wasser¬
genossenschaftsgesetzes)durch den Vorstand, im übrigen
aber durch den Vorsteher,und zwar mindestens alle
fünf Jahre, zusammenzubcrufen.

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegenstände
der Verhandlungdurch das für die öffentlichen Be¬
kanntmachungen der Genossenschaft bestimmte Blatt und
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen
Gemeinden,deren Bezirk dem Genossenschaftsgebiete
ganz oder teilweise angehört.

Zwischen der Einladung und der Versammlung muß
ein Zwischenraumvon mindestens zwei Wochen liegen.

Ztt § 17. Der Wiesenwärter muß durch den Anstellungs¬
vertrag verpflichtet werden, den Anordnungen des Vorstehers
unbedingt Folge zu leisten. Für etwaige Zuwiderhandlungsfälle
wird eine Vertragsstrafe auszubedingen sein.Zt» K IS. Ist es zweckmäßig, die Obliegenheiten der
Generalversammlung einzuschränken, so kann die Festsetzung der
dem Genossenschaftsvorsteher nach Z 12 des Statuts zu ge¬
währenden Entschädigung auch einer unter Leitung des Stell¬
vertreters des Vorstehers erfolgenden nnd von der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde abhängig zu machenden Beschlußnahme des
Vorstandes überlassen werden. Der Absatz 3 des Z 12 ist dann
zu ändern und die Nr. 2 im Z 18 zu streichen.

Die Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlußfähig.

Der Vorsteher führt den Vorsitz.
Die Generalversammlungkann auch von der Aufsichts¬

behörde zusammenberufenwerden. In diesem Falle
führt sie oder der von ihr ernannte Kommissar den
Vorsitz.

s 20.
Die Streitigkeiten, welche zwischen Mitgliedern der

Genossenschaft über das Eigentum an Grundstücken, über
das Bestehen oder den Umfang von Grundgerechtigkeiten
oder anderen Nutzungsrechtenoder über etwaige, auf
besonderen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbind¬
lichkeiten der Parteien entstehen, gehören zur Entschei¬
dung der ordentlichenGerichte.

Dagegen werden alle anderen Beschwerden, welche die
gemeinsamen Angelegenheiten der Genossenschaft oder
die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genossen in
ihren durch das Statut begründeten Rechten betreffen,
von dem Vorsteher untersucht und entschieden, soweit
nicht nach dem Statut oder nach gesetzlicherVorschrift
eine andere Stelle zur Entscheidung berufen ist.

Gegen die Entscheidung des Vorstehers steht, sofern
nicht eine andere Behörde ausschließlichzuständig ist,
jedem Teile die Anrufung der Entscheidung eines Schieds¬
gerichts frei, welche binnen zwei Wochen, von der Be
kanntmachung des Bescheides an gerechnet, schriftlich bei
dem Vorsteher angemeldet werden muß. Die Kosten
dieses Verfahrens sind dem unterliegenden Teile auf¬
zuerlegen.

Das Schiedsgericht besteht aus einem Vorsitzenden,
welchen die Aussichtsbehördeernennt, und aus ....
Beisitzern.Diese werden nebst zwei Stellvertretern von
der Generalversammlungnach Maßgabe der Vorschriften
des Statuts gewählt. Wählbar ist jeder, der iu der
Gemeinde seines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeinde¬
ämtern wählbar und nicht Mitglied der Genossen¬
schaft ist.

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt,wo^
rüber im Streitfalle die Aufsichtsbehörde endgültig ent¬
scheidet, so ist der Ersatzmannaus den gewähltenStell¬
vertretern oder erforderlichenfalls aus den wählbaren
Personen durch die Aufsichtsbehörde zu bestimmen,

s 21.Die von der Genossenschaft ausgehenden Bekannt¬
machungen sind unter ihrem Namen (Z 2) zu erlassen
und vom Vorsteher zu unterzeichnen.

Die für die Öffentlichkeitbestimmten Bekanntmachungen
der Genossenschaft werden in das Kreisblatt des Kreises

aufgenommen, sofern nicht die ortsübliche Bekannt¬
machung allein durch dieses Statut vorgeschriebenen ist.

ZU § 2t. Wo das Gesetz (Wassergenossenschaftsgesetz § 86)
oder das Statut die Bekanntmachung durch ein öffentliches
Blatt vorschreibt, genügt die ortsübliche Bekanntmachung nicht.
Es muß deshalb für diese Fälle im Statut ein Blatt bezeichnet
werden, in das auch diejenigen Bekanntmachungen aufzunehmen

sind, die der Vorstand ans eigenem Antrieb erlassen will, wenn
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s 22.

Soweit die Aufnahme neuer Genossen nicht auf einer

dem Z 69 des Wassergenossenschaftgesetzes entsprechenden

rechtlichen Verpflichtung beruht, kann sie auch im Wege

der Vereinbarung aus den Antrag des Aufzunehmenden

durch Vorstandsbeschluß erfolgen. Der Beschluß bedarf

der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.
6S2i>,. Der Regierungsrat Schmidt in Barmen ist zum
Vorsitzenden der Einkommensteuer-Veranlagungskommis¬

sionen für die Stadtkreise Barmen und Elberseld ernannt
worden.

Düsseldorf, den 27. Mai 1908. III. 6. 510.

Königliche Regierung, Abteilung für direkte Steuern,
Domänen und Forsten.

tZSZ. Mit Beziehung auf meine Bekanntmachung vom
9. August v. Js., I. (^. 6564 (Amtsblatt Stück 33 Nr.

1004) bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntnis, daß

die Herren Minister des Innern und der Finanzen durch

Erlaß vom 17. d. Mts,, II d 2318/Fiu. Min. 173312,

den Spielplan für die 3. Serie der 2. Geldlotterie zur

Erhaltung des Siebengebirges genehmigt haben.
Düsseldorf, den 25. Mai 1908. I. La. 4632.

Der Regierungs-Präsident.

6S4. Der Herr Minister des Innern hat durch Erlaß

vom 11. d. Mts. dem Arbeitsausschuß der Ausstellung

für Handwerkstechnik und landwirtschaftliche Gewerbe zu

Königsberg i./Pr. die Erlaubnis erteilt, in Verbindung

mit der diesjährigen Ausstellung eine öffentliche Ver-

weder das Statut noch das Gesetz sie verlangen. Bei kleineren
Genossenschaften genügt es, wenn die durch das Statut vorge¬
schriebenen Bekanntmachungen in ortsüblicher Weise erfolgen.
In den ZZ 7, 7*, 11 und 19 ist in diesem Falle die Bekannt¬
machung durch ein öffentliches Blatt zu streichen.

losung von Ausstellungsgegenständen zu veranstalten und

die Lose in der ganzen Monarchie zu vertreiben.

Es sollen 300000 Lose zu je 0,50 M ausgegeben
werd en und 3240 Gewinne im Gesamtwerte von 50 002 M

zur Ausspielung gelangen. Die Ziehung wird am 12.
August 1903 in Königsberg i./Pr. stattfinden.

Düsseldorf, den 21. Mai 1908. 1. La. 4391.

Der Regierungs-Präsident.

KSZ. Auf Grund des Z 8 des Gesetzes, betreffend das

Diensteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den

öffentlichen Volksschulen vom 3. März 1897 in Ver¬

bindung mit Z 10 des Gesetzes, betreffend Ruhegehalts¬
kassen für die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen

Volksschulen vom 23. Juli 1893, bringen wir den Ver¬
teilungsplan der von den Schulverbänden und Gesamt¬

schulverbänden für das Rechnungsjahr 1908 zur Alters¬

zulagekasse des Regierungsbezirks Düsseldorf zu leisten¬
den Beiträge zur Kenntnis der Beteiligten.

Die Bedarfsberechnung ist dem Verteilungsplan vor¬

gedruckt; gegen seine Richtigkeit sind vom Kassenanwalt
Einwendungen nicht erhoben worden.

Innerhalb 4 Wochen nach der Bekanntmachung des

Planes steht den Schulverbänden und Gesamtschul¬

verbänden die Klage auf seine Abänderung im Ver¬

waltungsstreitverfahren gegen die unterzeichnete Bezirks¬
regierung zu. Zuständig für die Entscheidung der Klage,

welche keine aufschiebende Wirkung hat, ist der Bezirks¬
ausschuß in erster Instanz.

Der als Sonderabdruck hergestellte Verteilungsplan

wird den Beteiligten auf dem Geschäftswege zugestellt.
Düsseldorf, den 26. Mai 1908. II. 0. 2844.

Königliche Regierung, Abt. für Kirchen- und Schulwesen :

Weyersberg. Frhr. v o n Z e d l i tz.

Verordnungen und Bekanntmachungen anderer Behörden.
6Sö. Auf Antrag der Stadt Remscheid hat der Königliche Regiernngs-Präsident die Einleitung des Verfahrens

zur Feststellung der Entschädigung für nachstehende, zur Kanalisation in Remscheid erforderlichen, dauernd zn
beschränkenden und innerhalb der Gemeinde Remscheid belegenen Grundflächen angeordnet.

Lsde.
Nr.

Größe der
dauernd zu

beschränkenden
Grundflächen

g, ^ hw

Aus der

Kataster-Parzelle

FlurI Nr.

Länge des

zu verlegen¬

den Kanals

rn

Bezeichnung der Eigentümer Wohnort.

1
—

45 3 5787/717 22,4g Handelsmann Johann Koch Remscheid
2

—
33 3 6275/719 16,so j

3
—

03 3 6274/719 1,40 i Eheleute Handelsmann Johann
4

—
43 3 6378/727 21,to

^ Koch und Karoline geb. Flitsch l
5 — 14 3 6376/719 7,g„

Nachdem der Königliche Regierungs-Präsident mich zum Kommissar zur Leitung des oben bezeichneten Ver¬
fahrens ernannt hat, habe ich Termin zur Verhandlung mit den Beteiligten, sowie zur etwaigen Abschätzung anbe¬

raumt auf Dienstag, den S. Juni 1SV8, nachmittags 5 Uhr, im Rathause in Remscheid.

Alle Beteiligten, soweit dieselben nicht besonders vorgeladen worden sind, werden hiermit aufgefordert, ihre

Rechte im Termine wahrzunehmen, unter der Verwarnung, daß bei ihrem Ausbleiben ohne ihr Zutun die Ent¬

schädigung festgestellt und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der letzteren verfügt werden wird.
Düsseldorf, den 2. Juni 1908. I. L. Nr. 76.

Der Abschätzungs-Kommissar: Lutterbeck, Regierungsrat.



697. Die Löschungsquittungen über die bis zum
31. März 1908 eingezahlten Renten-Ablösungskapitalien
sind von uns an die betreffenden Amtsgerichte zur Löschung
der bei den freigestellten Grundstückenin den Grund¬
büchern eingetragenen Rentenpflichtigkeitsvermerkeab¬
gesandt worden, wovon die Beteiligten hierdurch in
Kenntnis gesetzt werden.

Münster, den 25. Mai 1 908. I. Nr. 3909/08.
Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz West¬
falen, die Rheinprovinz und die Provinz Hessen Nassau.

H o n e r t.
698. Bei der Posthilfstelle in Herrenshoff ist eine
Telegrahenanstaltmit Unfallmeldediensteingerichtet
worden. Mit der Telegraphenanstalt ist eine öffentliche
Fernfprechstelle verbunden.

Düsseldorf, den 29. Mai 1908.
Kaiserliche Ober-Postdirektion.

699. Auf Grund der ZZ 11, 13 und 21 des Gewerbe¬
gerichtsgesetzes vom 29. Juli 1890/30. Juni 1901 in
der Fassung der Bekanntmachungvom 29. September
1901, sowie der ZZ 8, 11 und 25 Abs. 1 der An¬
ordnungen über die Verfassung und die Tätigkeit des
Berggewerbegerichts Dortmund vom 25. Oktober 1902
ist der Beisitzer der SpruchkammerWerden des vor¬
genannten Berggewerbegerichts, Bergmann Johann Faber,
weil er die Bergarbeit aufgegeben und seinen Wohnsitz
von Saarn nach Ahlen, Kreis Beckum, verlegt hat, durch
Beschluß des unterzeichneten Oberbergamts vom heutigen
Tage seines Amtes enthoben worden.

Dortmund, den 26. Mai 1908. I. 6951.
Königliches Oberbergamt.

Personal-Nachrichten,
79V. Seine Majestät der Kaiser und König haben
Allergnädigst geruht, dem Architekten Wilhelm Schleicher
hier den Roten Adler-Orden4. Klasse, dem Polizei-
Kommissar a. D. Oskar Garlepp in Essen-Ruhr und dem
Polizeikommissar Josef Blomenkampin Altenessen, Land¬
kreis Essen, den Königlichen Kronen-Orden 4. Klasse,
dem Bandwirker Lichtenscheidin Elberseld und dem
Restaurateur Sander in Barmen das allgemeine Ehren¬
zeichen zu verleihen.

791. Der Herr Ober-Präsident hat den Fabrikdirektor
Friedrich Nebe in Benrath für eine sechsjährigeAmts¬
dauer zum Beigeordneten der LandbürgermeistereiBen¬
rath im Landkreise Düsseldorf ernannt.
792. Der Herr Ober-Präsidenthat den Gutsbesitzer
Hubert van Husen in Bislich zum Standesbeamten und
den Landwirt Wilhelm Verwayen in Bislich zum Stell¬
vertreter des Standesbeamten des die Landgemeinden
Bislich, Diersfordt und Flüren umfassenden Standes¬
amtsbezirks widerruflich ernannt. Die Ernennung des
van Husen zum stellvertretenden Standesbeamtenist
gleichzeitig widerrufen worden.
79S. Dem Apotheker Richard Schliwa aus Duisburg
ist die Konzession für die neuerrichtete 11. Apotheke in
Duisburg-Hochfelderteilt worden.
794. Der Landrichter Küster aus Crefeld ist in gleicher
Eigenschaft an das Landgericht in Düsseldorf versetzt.

Der Amtsgerichtsrat Dr. Lilia aus Crefeld ist zum
Landgerichtsdirektorbei dem Landgericht II in Berlin
ernannt.

Der Amtsgerichtsrat Schwingeler aus Crefeld ist zum
aufsichtsührenden Amtsrichter daselbst ernannt worden.

Der Amtsgerichtsrat Schmitz zu Waldbroel ist an das
AmtsgerichtCrefeld in gleicher Eigenschaft versetzt.

Der Amtsrichter Dannhausen aus Crefeld ist zum
Landrichter bei dem Landgerichte daselbst ernannt worden.

Der Gerichtsassesfor Feuerhake aus Vierfen ist zum
Amtsrichter beim Amtsgerichtin Crefeld ernannt.

Der Notar Geheime Justizrat Hundt ist gestorben.
795. Der Gerichtsassessor Feuerhake beim Landgericht
in M.-Gladbach ist zum Amtsrichter in Crefeld ernannt.
796. Ernannt sind s.) zu Gefängnisinspektoren bei dem
Zentralgefängnisin Werl: 1. der Jnspektionsassistent
Kurzhals aus Bochum (Zentralgefängnis) vom 1. Juni
1908 ab, 2. der Jnspektionsassistent Strauth aus Berlin
(Untersuchungsgefängnis)vom 1. Juli 1908 ab; d) zum
Jnspektionsassistenten bei dem Zentralgefängnis in Bochum:
der ständige Jnspektionsgehilse Schnell aus Posen vom
1. Juni ab.

Versetzt ist der JnspektionsassistentBruchmüllerzum
1. Juni 1908 vom Gerichtsgefängnis in Halle a. S.
an das Zentralgefängnis in Werl.

Hierzu die Öffentlichen Anzeiger Nr. 1Z2, 13Z, 134, 1ZS und 186.
Redigiert im Bureau der Königlichen Regierung. — Druck von L. Boß k Cie. Königliche Hofbuchdruckerei in Düsseldorf.
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